
gleich Änderungen der Strafprozeßordnung, des Einführungsge­
setzes zum Strafgesetzbuch und zur Strafprozeßordnung, des Ge­
setzes zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten, des Strafregi­
stergesetzes, des Strafvollzugsgesetzes und des Paßgesetzes. Die­
se Änderungen sind notwendige Anpassungen an die vorgesehe­
ne Neufassung des Strafgesetzbuches. Der Umfang, teilweise 
auch die Kompliziertheit der Gesamtmaterie verbieten es, hier auf 
Einzelheiten einzugehen, die sorgfältiger und kritischer Beratung 
in den Ausschüssen bedürfen. Ich bitte daher um Verständnis 
wenn ich mich hier auf eine knappe Übersicht beschränke.

Erstens soll das 6. Strafrechtänderungsgesetz, das im wesent­
lichen in zwei Komplexe unterteilt werden kann, den Prozeß des 
demokratischen Neuanfangs in der DDR durch eine tiefgreifen­
de Reform einschließlich einer weitgehenden Eliminierung des 
politischen Strafrechts sichern. Das gilt insbesondere für den 
Schutz der verfassungsmäßigen Rechte der Bürger und ihrer 
Vereinigungen.

Der zweite Änderungskomplex enthält die sich aus den Ver­
einbarungen im Staatsvertrag ergebenden gesetzgeberischen 
Maßnahmen. Bezüglich dieses Komplexes möchte ich auf das 
gemeinsame Protokoll über Leitsätze und die Anlage 3 zum 
Staatsvertrag verweisen.

Diese Neugestaltung der Bestimmungen zum Schutz des 
Eigentums und der Wirtschaft stellen bei weitgehender Anglei­
chung an die entsprechenden Vorschriften der Bundesrepublik 
Deutschland den Beginn der notwendigen Rechtsangleichung 
auf dem Gebiet des Strafrechts dar. Die notwendigen Korrektu­
ren des geltenden politischen Strafrechts der DDR betreffen ins­
besondere die Vorschriften über die Staatsverbrechen und die 
Straftaten gegen die staatliche Ordnung. Diese unumgänglichen 
Änderungen des politischen Strafrechts dienen einerseits der Si­
cherung der im Oktober des vergangenen Jahres eingeleiteten 
demokratischen Erneuerungen der Gesellschaft; zum anderen 
sollen alle Regelungen aufgehoben werden, die in der Vergan­
genheit der Durchsetzung einer von Grund auf falschen Sicher­
heitsdoktrin dienten, administrativ-repressiven Charakter tru­
gen und die Kriminalisierung kritischer Meinungs- und Willens­
bekundungen zuließen oder förderten. Das Strafrecht soll künf­
tig vor allem dem Schutz der politischen und persönlichen Rech­
te der Bürger dienen. Insoweit bilden die Prinzipien und Rege­
lungen des 6. Strafrechtsänderungsgesetzes auch eine unerläßli­
che Grundlage für die Rehabilitierung jener Bürger, die wegen 
politisch motivierter Handlungen in der Vergangenheit straf­
rechtlich verfolgt wurden, und damit auch für das in Kürze der 
Volkskammer vorzulegende Rehabilitierungsgesetz.

Der zweite Hauptkomplex von Änderungen des Strafrechts 
der DDR führt zu entscheidenen Korrekturen des V. und VI. Ka­
pitels des Besonderen Teils des StGB, also Straftaten gegen das 
Eigentum und die Volkswirtschaft. Die Notwendigkeit dieser 
Änderungen ergibt sich aus den neuen Anforderungen im Zu­
sammenhang mit dem Übergang von der sozialistischen Plan­
wirtschaft in eine sozial und ökologisch orientierte Marktwirt­
schaft. Die Bestimmungen, die dem strafrechtlichen Schutz der 
Strukturen der Planwirtschaft dienten, sind aufzuheben. Das be­
trifft solche Vorschriften wie den Vertrauensmißbrauch, die 
Wirtschaftsschädigung und die Falschmeldung. Auf Grund der 
sich verändernden ökonomischen Struktur der DDR besteht 
kein Erfordernis eines gesonderten strafrechtlichen Schutzes 
von sozialistischem Eigentum mehr.

Die neuen Vorschriften zum Schutz des Eigentums vor Dieb­
stahl, Unterschlagung, Betrug und Untreue führen zur Verein­
heitlichung des staatsrechtlichen Schutzes unterschiedlicher 
Eigentumsformen. Dabei wurden die §§ 157-159 und 163 bereits 
den entsprechenden Bestimmungen der Bundesrepublik 
Deutschland angepaßt

Neu eingefügt wurde in das 5. Kapitel die Bestimmung über 
Datenveränderungen - § 166 -, Computersabotage - § 167 - und 
Wucher - § 169.

Mit dem 6. Strafrechtsänderunsgesetz wird der erste Schritt 
zur Umstrukturierung des Eigentums- und Wirtschaftsstraf­
rechts gegangen.

In diesem Zusammenhang möchte ich auch auf die vorge­
schlagenen Änderungen im Gesetz zur Bekämpfung von Ord­
nungswidrigkeiten hinweisen, die in engem Zusammenhang 
mit neuen gesetzlichen Regelungen zur Sicherung der Wirt­
schafts-, Währungs- und Sozialunion stehen. Das betrifft vor al­
lem die deutliche Erhöhung der anzudrohenden Ordnungsstra­
fen sowie die ordnungsrechtliche Verantwortlichkeit juristi­
scher Personen und Unternehmen.

Meine Damen und Herren! Der Ihnen vorliegende Entwurf 
des Verfassungsgesetzes zur Änderung und Ergänzung des Ge­
setzes vom 7. April 1977 über die Staatsanwaltschaft der DDR 
trägt der Forderung Rechnung, die Stellung und die Aufgaben 
der Staatsanwaltschaft rechtsstaatlichen Erfordernissen anzu­
passen und ihre bisherige übermächtige Stellung in Staat und 
Gesellschaft zu beseitigen. Künftig soll die Staatsanwaltschaft 
im wesentlichen nur noch ein Organ der Strafrechtspflege sein. 
Das steht auch in Übereinstimmung mit den einschlägigen Ver­
einbarungen in den Anlagen 1 und 3 des Staatsvertrages.

Der Entwurf sieht vor, daß die Staatsanwaltschaft das Ermitt­
lungsverfahren zu leiten, die Gesetzlichkeit der Ermittlungen 
des Untersuchungsorgans sowie des Vollzugs der Untersu­
chungshaft zu gewährleisten und im Strafverfahren vor Gericht 
Anklage zu erheben hat - also hier die §§ 3 und 14. Die Mitwir­
kungsbefugnis in anderen gerichtlichen Verfahren soll auf Fa­
milienrechts-, Kindschafts- und Entmündigungssachen be­
schränkt werden. Auch die Kassationsantragsbefugnis des 
Staatsanwalts soll sich künftig auf Strafsachen beschränken und 
nur noch zugunsten des Verurteilten ausgeübt werden können. —-

Die Staatsanwaltschaft soll für eine Übergangszeit auch noch 
die Aufsicht über Maßnahmen des Strafvollzugs ausüben, solan­
ge der Strafvollzug noch nicht dem Justizministerium unter­
stellt ist. Dies wird sich im Zusammenhang mit der Bildung der 
Länderministerien vollziehen - ich verweise hier auf den § 26 
weil eine zweimalige Umstrukturierung in der Unterstellung 
des Strafvollzugs zu Konsequenzen führen würde, die der Sache 
gewiß nicht dienlich sind.

Mit der Gesetzesänderung sollen alle Vorschriften aufgeho­
ben werden, die die Staatsanwaltschaft auf die sozialistische 
Staatsmacht, die Verwirklichung der Beschlüsse der SED, die so­
zialistische Gesetzlichkeit und die Verbreitung des sozialisti­
schen Rechtsbewußtseins verpflichten, wie die bisherigen §§ 1,2 
und 4 beispielsweise.

Die Regelung über die Staatsanwaltschaft als Organ der ein­
heitlichen sozialistischen Staatsmacht widerspricht dem Prinzip 
der Gewaltenteilung; sie wird aufzuheben sein. Das trifft auch 
auf § 4 zu, der die Pflicht zur Zusammenarbeit der Staatsanwalt­
schaft mit den Volksvertretungen, staatlichen und wirtschafts­
leitenden Organen sowie gesellschaftlichen Organisationen ent­
hält. —

Die bisherige Verantwortung der Staatsanwaltschaft für die 
allgemeine Gesetzlichkeitsaufsicht soll aufgehoben werden.

In einer rechtsstaatlich verfaßten Ordnung ist es Aufgabe der 
Gerichte, die Einhaltung von Recht und Gesetz zu sichern.

Die bisherige Stellung der Staatsanwaltschaft als eigenständi­
ges Organ der Rechtspflege - man könnte auch sagen: Verfas­
sungsorgan - kann nicht aufrechterhalten werden.

In den Gesetzentwurf wurden deshalb Regelungen aufgenom­
men, die die Stellung der Staatsanwaltschaft neu bestimmen - 
§ 5. So soll der Generalstaatsanwalt künftig auf Vorschlag des Mi­
nisters der Justiz durch den Präsidenten der Republik ernannt 
werden. Die Dienstaufsicht gegenüber dem Generalstaatsan­
walt soll auch dem Minister der Justiz obliegen. Damit wird ein 
erster Schritt zur vollständigen Eingliederung der Staatsanwalt­
schaft in die Justizverwaltung vollzogen. Übrigens: Dienstauf­
sicht kann selbstverständlich nicht Eingriff in laufende Ermitt­
lungsverfahren bedeuten.

Die Staatsanwälte, die die Befähigung zum Berufsrichter ha­
ben müssen, sollen nach Anhörung eines Staatsanwaltberu-
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